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Verschwiegenheitspflicht l Grundpfeiler rechtsanwaltlicher Arbeit

Liebe Klientinnen 
und Klienten!
Die Verschwiegenheits-

pflicht des Rechtsanwalts 
ist eine umfassende und ge-
setzlich unter anderem wie 
folgt geregelt:

„Der Rechtsanwalt ist zur Ver
schwiegenheit über die ihm an
vertrauten Angelegenheiten 
und die ihm sonst in seiner be
ruflichen Eigenschaft bekannt 
gewordenen Tatsachen, de
ren Geheimhaltung im Inter
esse seiner Partei gelegen ist, 
verpflichtet. Er hat im gericht
lichen und sonstigen behörd
lichen Verfahren nach Maßga
be der verfahrensrechtlichen 
Vorschriften das Recht auf diese 
Verschwiegenheit.“ 

Sie betrifft also nicht nur das 
ihm anvertraute Wissen, son-
dern auch die ihm bekannt ge-
wordenen Tatsachen, solange 
die Geheimhaltung im Interes-
se seiner Partei liegt und endet 
auch nicht mit der Beendigung 
des Mandats. Sie geht so weit, 
dass auch dann, wenn ein An-
walt von seiner Partei von der 
Verschwiegenheitspflicht ent-
bunden wird, er immer noch 
prüfen muss, ob eine Aussage 
in diversen Verfahren, in de-
nen er sich auf die Verschwie-
genheitspflicht berufen kann, 
im Interesse seiner Partei liegt.  

Geldwäscherei und 
Terrorismusfinanzierung 

Im Jahr 2003 war die Republik 
Österreich verpflichtet, die EU-
Richtlinie betreffend Geldwä-
scherei und Terrorismusfinan-
zierung umzusetzen. Ersteres 
ist die Verbergung oder Ver-
schleierung von Geldwerten, 
die aus Verbrechen herrühren, 
Zweiteres die Bereitstellung 
von Vermögenswerten mit 
dem Vorsatz, dass sie zur Finan-
zierung  für schwere Verbre-
chen verwendet werden. Ein 

Rechtsanwalt hat die Verpflich-
tung, einen Auftrag im Zusam-
menhang  mit „geldwäsche-
geneigten“ Geschäften zu prü-
fen und im Falle eines begrün-
deten Verdachts auf Geldwä-
scherei oder Terrorismusfinan-
zierung unverzüglich eine so-
genannte „Verdachtsmeldung“ 
an das Bundeskriminalamt zu 
erstatten und mit seinem Auf-
trag innezuhalten.  Zwar durch-
bricht diese Verpflichtung den 
Grundsatz der Verschwiegen-
heit, die Bekämpfung der Geld-
wäscherei und Terrorismusfi-
nanzierung wurde aber vom 
europäischen Gesetzgeber als 
das höherwertige Gut angese-
hen. Die Abgabe einer derarti-
gen Verdachtsmeldung ist aber 
nur dann verpflichtend,  wenn 
ein Anwalt mit der Durchfüh-
rung eines Geschäftes beauf-
tragt ist, nicht wenn er seine 
Partei lediglich berät oder vor 
Gericht vertritt. 

Weitere Durchbrechung 
abgewendet

 
Jüngst in aller Munde waren 
Versuche, Verschwiegenheits-
pflichten im Zuge  einer No-
velle zur Strafprozessordnung 
auszuhöhlen. Man konnte so-
gar davon lesen, dass künf-
tig nicht nur Rechtsanwäl-
te, Ärzte, Notare und Journa-
listen von ihrer Verschwie-
genheitspflicht, sondern sogar 
Priester von ihrem Beichtge-
heimnis bei polizeilicher und 
staatsanwaltlicher Verfolgung 
vermeintlicher Straftaten ent-
bunden würden. Bei Anwäl-
ten ging es konkret  um die 
Frage der Sicherstellung  und 
anschließenden Verwendung 
von schriftlichen Aufzeich-
nungen oder Datenträgern bei 
Hausdurchsuchungen. Dage-
gen hätte ursprünglich nur ein 

„dritter Betroffener“, nicht je-
doch der Beschuldigte selbst 
Widerspruch einlegen können. 
Bei dieser Regelung hätte man 
die Verschwiegenheitspflicht 
und damit zusammenhän-
gende Rechte umgehen kön-
nen, indem man den jewei-
ligen Anwalt im Vorverfahren 
als Mittäter und  somit als „Be-
schuldigten“ führt und so, oh-
ne richterliche Prüfung, Zugriff 
auf Aktenvermerke und son-
stige Notizen über vertrauliche 
Informationen erlangt. Durch 
massive Proteste vor allem  
der Rechtsanwaltschaft konn-
te diese Novelle abgewendet 
werden und wurde allen Be-
troffenen nunmehr das oben 
genannte Widerspruchsrecht 
eingeräumt. Das große medi-
ale Echo dieser jüngsten Ent-
wicklung zeigt einerseits, wie 
wichtig der Allgemeinheit die 
Verschwiegenheitspflicht der 
Rechtsanwälte ist,  und ande-
rerseits, wie wichtig die Begut-
achtungen geplanter Gesetze 
und couragiertes Einschreiten 
gegen nachteilige Gesetzes-
vorhaben durch unabhängige 
Rechtsanwälte sind. n
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Wenn der gemeinsame Weg 
endet – Wie soll das Vermögen 
geteilt Werden?:

Wird eine Ehe geschieden, so ist 
das gemeinsame Vermögen samt 
Ersparnissen und Schulden unter den 
Ehegatten aufzuteilen. Können sich 

das gesellschaftsrechtsänderungsgesetz 2011, in Kraft getreten am 
1. august 2011, brachte bedeutende änderungen: 
Zum Einen stehen Inhaberaktien bei nicht börsenotierten Aktiengesellschaften 
vor dem Aus und müssen bis 31. Dezember 2013 auf Namensaktien 
umgestellt werden, zum Anderen werden Umgründungen durch Erleichterung 
diverser Berichts- und Dokumentationspflichten vereinfacht. seite 9

die Ehegatten hierüber nicht einigen, 
so stellt das Ehegesetz ein eigenes 
Aufteilungsverfahren zur Verfügung.  
 seite 4
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Im Rahmen dieses Verfah-
rens hat dann ein Richter die 
Aufteilung nach den im Ge-
setz vorgesehenen Grundsät-
zen vorzunehmen. Dies be-
deutet, dass die Aufteilung 
nicht streng rechnerisch vor-
zunehmen ist, sondern hat 
der Richter alle im konkreten 
Fall für die Billigkeitserwä-
gungen bestimmenden Um-
stände zu berücksichtigen. 
Die Folgen der Scheidung sol-

len in wirtschaftlicher Hin-
sicht in einer für beide Ehe-
gatten möglichst ausgegli-
chenen Weise geregelt wer-
den. Es gilt der Grundsatz des 
„Wohl-Bestehen-Könnens“: 
Den früheren Ehegatten sol-
len die bisherigen Lebens-
grundlagen möglichst be-
wahrt und der Beginn eines 
neuen Lebensabschnittes er-
leichtert werden. 

Aufteilungsgegenstand ist 
dabei neben den ehelichen 
Ersparnissen und Schulden 
auch das sogenannte ehe-
liche Gebrauchsvermögen. 
Das sind alle beweglichen 
und unbeweglichen körper-
lichen Sachen, die während 
aufrechter ehelicher Lebens-
gemeinschaft dem Gebrauch 
beider Ehegatten gedient ha-
ben; dazu gehören auch der 
Hausrat und die Ehewoh-
nung. Maßgebender Zeit-
punkt für die Beurteilung der 
Zugehörigkeit einer Sache 
zum aufzuteilenden Vermö-
gen ist dabei nach der Recht-

sprechung die Auflösung der 
ehelichen Lebensgemein-
schaft. In einer kürzlich er-
gangenen Entscheidung des 
Obersten Gerichtshofes vom 
21. Juni 2011 (1 Ob 95/11v) 
weist das Höchstgericht da-
raufhin, dass wertsteigernde 
Investitionen im Auftei-
lungsverfahren nur dann zu 
berücksichtigen sind, wenn 
durch gemeinsame Arbeit 
oder Ersparnis der Ehegat-
ten ein Wertzuwachs im Ver-
mögen eines der Ehegatten 
bewirkt wurde. Ein Wertzu-
wachs im Vermögen eines 
Dritten stellt hingegen kein 
aufzuteilendes Vermögen der 
Ehegatten dar. Im konkreten 
Fall erwarben die Ehegat-
ten im Februar 1999 ein Rei-
henhaus von der Verwandt-
schaft der Ehefrau. Das Rei-
henhaus wurde in der Folge 
an den Vater der Ehefrau ver-
kauft, die Ehefrau wohnte zu-
letzt darin in Miete. Der Ehe-
mann begehrte eine Abgel-
tung (Ausgleichszahlung) 

Wertsteigernde l Investitionen

Geteiltes Vermögen
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ird eine Ehe 

geschieden, so ist das 
gemeinsame Vermögen 
samt Ersparnissen und 
Schulden unter den Ehe-
gatten aufzuteilen. Kön-
nen sich die Ehegatten 
hierüber nicht einigen, 
so stellt das Ehegesetz 
ein eigenes Aufteilungs-
verfahren zur Verfü-
gung.
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Wie soll das gemeinsame 
Vermögen 
nach einer Scheidung 
aufgeteilt werden?

Im entschiedenen Fall betrug 
die Geltungsdauer der ausge-
stellten Reisegutscheine zu-
nächst ein Jahr ab Ausstel-
lungsdatum. Ab Ablauf der 
Gültigkeit war innerhalb von 
weiteren drei Jahren ein Um-
tausch oder eine Erstattung 
des Geldbetrages möglich. Er-
folgte ein Umtausch in einen 
neuen Gutschein, was einma-
lig möglich war, so war dieser 
ein weiteres Jahr gültig. Insge-
samt stand sohin für die Abru-
fung der Leistung des Reiseun-

für die wertsteigernden Inve-
stition durch das Reihenhaus 
im Rahmen des Aufteilungs-
verfahrens. Der OGH wies 
die Klage ab: Die Ehegattin 
ist nicht Eigentümerin des 
Reihenhauses, daher kommt 
ihr auch der Wert des eheli-
chen Reihenhauses nicht zu. 
Der bloße Umstand, dass die 
Ehegattin die frühere Ehe-
wohnung nunmehr als Mie-
terin, also gegen Entgelt, 
nutzt, führt unter dem Ge-
sichtspunkt der Billigkeit 
nach Ansicht des Höchstge-

ternehmens ein Zeitraum von 
fünf Jahren zur Verfügung. 
In dieser Begrenzung sah 
der Oberste Gerichtshof (Ur-
teil vom 12. Oktober 2011, 7Ob 
75/11x) keine Sittenwidrigkeit. 

Grundsätzlich endet das 
Recht, mit einem Gutschein 
Waren oder Dienstleistungen 
eines Unternehmens zu be-
ziehen, innerhalb von 30 Jah-
ren. Die Vereinbarung von so 
genannten Verfallsklauseln, 
also die Verkürzung der Ver-
jährungsfrist, ist nach Ansicht 
des Höchstgerichtes grund-
sätzlich zulässig. Verfallsklau-
seln sind aber dann sitten-
widrig, wenn sie die Geltend-
machung von Ansprüchen 
ohne sachlichen Grund über-
mäßig erschweren. Es ist da-
bei eine umfassende Interes-
sensabwägung durchzufüh-
ren. Zu berücksichtigen ist, 
welche Zeit üblicherweise er-
forderlich ist, um bestimmte 
Ansprüche gelten machen 
zu können. Nach Ansicht des 
OGH ist einem Reiseunter-
nehmen ein Interesse zuzuge-
stehen, dass innerhalb eines 
überblickbaren Zeitraumes 
Klarheit über die von ihm zu 

richtes nicht dazu, dass dem 
Ehegatten dafür eine Aus-
gleichszahlung gebührt.

Anzumerken ist, dass das 
Ehegesetz seit 2010 Ehegat-
ten die Möglichkeit einer Vo-
raus-Vereinbarung über die 
Aufteilung ehelicher Erspar-
nisse, der Ehewohnung und 
des sonstigen ehelichen Ge-
brauchsvermögens für den 
Fall eines späteren Schei-
dungsverfahren erleichtert. 
Eine solche Vereinbarung ist 
für die Ehegatten und das Ge-
richt grundsätzlich bindend. 

erbringenden Leistungen zu 
erlangen ist. Weiters dient die 
Verkürzung der Verjährungs-
frist auch der Vorbeugung 
von Beweisnotständen und 
der Fälschungsgefahr. 

Da einem Gutscheininha-
ber für die Dauer von insge-
samt fünf Jahren das gesamte 
Beförderungsprogramm des 
Reiseunternehmens (alter-
nativ: der Bargeldbetrag) zur 
Verfügung stand, ist nach An-
sicht des OGH davon auszu-
gehen, dass es dem Verbrau-
cher selbst bei unvorhergese-
henen Hindernissen möglich 
sein muss, die Leistung dem 
Gutschein entsprechend in-
nerhalb dieses Zeitraumes ab-
zurufen oder eine Rückerstat-
tung zu fordern. Im konkreten 
Fall war der Verbraucher über 
die Verfallsfrist auch ausrei-
chend durch einen Hinweis 
auf dem Gutschein infor-
miert. Die Beschränkung der 
Gültigkeit des Gutscheines 
auf die Dauer von fünf Jah-
ren ist für einen Verbraucher 
daher nach Ansicht des OGH 
unter Berücksichtigung die-
ser Umstände nicht gröblich 
benachteiligend.   n

Nur im Falle einer unzu-
mutbaren Benachteiligung 
oder (im Falle der Ehewoh-
nung) nicht hinreichenden 
Deckung der Lebensbedürf-
nisse oder Verschlechterung 
der Lebensverhältnisse eines 
Ehegatten kann das Gericht 
eine abweichende Regelung 
treffen. Darüber hinausge-
hende Streitigkeiten über die 
Aufteilung von Vermögen, 
Schulden und Ersparnissen 
könnten aber mit Hilfe einer 
derartigen Vereinbarung ver-
mieden werden.   n

Konsumentenschutz l OGH-Entscheid

Reise-Gutscheine waren 
fünf Jahre gültig

D 
 
ie Allgemeinen Ge-

schäftsbedingungen ei-
nes Reisunternehmens 
standen aufgrund einer 
Klage des Vereins für 
Konsumenteninforma-
tion auf dem Prüfstand. 
Gegenstand war die in 
den Klauseln vorgesehe-
ne zeitliche Begrenzung 
der Einlösungsmög-
lichkeit eines Reisegut-
scheines.
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Umstellung von 
Inhaber- auf 

Namensaktien:

Die wesentlichste Ände-
rung im Aktienrecht ist die 
Zwangsumstellung von In-
haber- auf Namensaktien bei 
nicht börsenotierten Aktien-
gesellschaften. Bisher konn-
ten Aktiengesellschaften 
wählen, ob sie Inhaber- oder 
Namensaktien ausgaben. In-
haberaktien haben dabei den 
Vorteil, dass sie den jeweiligen 
Inhaber berechtigen und sie 
daher anonym durch Über-
gabe der Urkunde übertragen 
werden können, wohingegen 
Namensaktien auf den Na-
men des jeweiligen Aktionärs 
lauten, der im Aktienbuch der 
Gesellschaft einzutragen ist. 
Nicht börsenotierte Aktien-
gesellschaften dürfen künftig 
keine Inhaberaktien, sondern 
nur mehr Namensaktien aus-
geben. Die Ausübung der Ak-
tionärsrechte ist bei Namens-

aktien an die Eintragung im 
Aktienbuch gebunden, zu de-
ren Führung die Aktienge-
sellschaft verpflichtet ist. Ne-
ben den bereits bisher zwin-
genden Angaben (Name, An-
schrift, Geburtsdatum bzw. 
Firmenbuchnummer des Ak-
tionärs) sind nun bei nicht 
börsenotierten Aktiengesell-
schaft für jeden Aktionär eine 
Kontoverbindung aufzuneh-
men, über die alle Zahlungen 
der Gesellschaft an den Akti-
onär, insbesondere die Aus-
schüttung von Dividenden, 
abzuwickeln sind. Die Um-
stellung von Inhaber- auf Na-
mensaktien sowie die Offen-
legung der Kontoverbindung 
soll erhöhte Transparenz 
bringen und somit Geldwä-
sche und Terrorismusfinan-
zierung hintanhalten. Mit der 
namentlichen Bekanntheit 
der Aktionäre können diese 
nun auch grundsätzlich per 
eingeschriebenem Brief oder 
sogar per E-Mail zur Haupt-
versammlung geladen wer-
den, die Veröffentlichung der 
Einladungen in der Wiener 
Zeitung kann entfallen.

Inhaberaktien stehen künf-
tig nur mehr börsenotierten 
Aktiengesellschaften offen, 
die weiterhin zwischen der 
Ausgabe von Inhaber- und 
Namensaktien wählen dür-
fen. Auch hier gibt es jedoch 
eine Änderung. Die Einzelver-
briefung von Inhaberaktien 
wird beseitigt, das GesRÄG 
2011 sieht die Verpflichtung 
zur ausschließlichen Depot-
verwahrung der Inhaberak-
tien spätestens ab 1. Jänner 
2014 vor. Weiters sind börse-
notierte Gesellschaften nun 
verpflichtet, die Internet-
adresse der Gesellschaft so-
wie den Umstand, dass die 
Gesellschaft börsenotiert ist, 
im Firmenbuch eintragen zu 
lassen. Nicht börsenotierte 

Aktiengesellschaften können 
ihre Internetadresse freiwil-
lig eintragen lassen. 

Was ist bis wann zu 
tun?

Allen österreichischen Akti-
engesellschaften ist empfoh-
len, ihre Satzung sowie die 
Aktienverbriefung einer Prü-
fung zu unterziehen und ge-
gebenenfalls die nötigen Um-
stellungsschritte in die We-
ge zu leiten. Wesentliche Um-
stellungsschritte sind im Fol-
genden im Überblick darge-
stellt:

Bei bestehenden Aktien-
gesellschaften mit Namens-
aktien sind die nunmehr er-
weiterten Inhalte des Aktien-
buchs (insbesondere Konto-
verbindung) ab 1. Jänner 2013 
im Aktienbuch ersichtlich zu 
machen. Werden bei beste-
henden Aktiengesellschaften 
Inhaberaktien in Namensak-
tien umgetauscht, ist nach 
der erfolgten Satzungsände-
rung über die Umstellung 
bzw. spätestens nach Ablauf 
der gesetzlichen Übergangs-
frist (31. Dezember 2013) ein 
Aktienbuch zu führen. 

Bis spätestens 31. Dezember 
2013 sind bei bestehenden 
nicht börsenotierten Aktien-
gesellschaften Inhaberaktien 
in Namensaktien umzutau-
schen. Zwischenscheine, die 
bisher bei nicht vollständiger 
Leistung des Ausgabebetrags 
anstelle von Inhaberaktien 
ausgegeben und auch später 
oft beibehalten wurden, wur-
den abgeschafft und sind bis 
spätestens 31. Dezember 2013 
umzutauschen.

Inhaberaktien börseno-
tierter Gesellschaften sind 
spätestens ab 1. Jänner 2014 in 
Sammelurkunden zu verbrie-
fen und bei einer Wertpapier-
sammelbank zu hinterlegen 

D 
 
as Gesellschafts-

rechtsänderungsgesetz 
2011 (GesRÄG 2011), 
in Kraft getreten am 1. 
August 2011, brachte 
bedeutende Änderun-
gen: Zum Einen stehen 
Inhaberaktien bei nicht 
börsenotierten Aktien-
gesellschaften vor dem 
Aus und müssen bis 31. 
Dezember 2013 auf Na-
mensaktien umgestellt 
werden, zum Anderen 
werden Umgründungen 
durch Erleichterung di-
verser Berichts- und Do-
kumentationspflichten 
vereinfacht.

Neues im Gesellschafts-   und Unternehmensrecht
ve

re
in

fa
ch

t
Erleichterungen l bei Umgründungen im Konzern
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Neues im Gesellschafts-   und Unternehmensrecht
(die Übereignung von Inha-
beraktien durch körperliche 
Übergabe scheidet daher in 
Hinkunft aus). 

Sämtliche Aktiengesell-
schaften, die bereits vor dem 
1. August 2011 bestanden ha-
ben, haben ihre Satzungen bis 
spätestens 31. Dezember 2013 
anzupassen. Dies betrifft ins-
besondere die Angaben über 
den Aktientyp, die Verbrie-
fung von Inhaberaktien bei 
börsenotierten Aktiengesell-
schaften sowie die Bestim-
mungen über die Teilnahme-
berechtigung an der Haupt-
versammlung. 

Börsenotierte Aktiengesell-
schaften haben den Umstand 
der Börsenotierung sowie ih-
re Internetadresse bis spä-
testens 31. Juli 2012 beim Fir-
menbuch anzumelden. 

Erleichterung von 
Umgründungen im 

Konzern:

Der zweite Teil der Ände-
rungen durch das GesRÄG 
2011 betrifft vor allem Erleich-
terungen der Berichts- und 

Dokumentationspflichten bei 
Umgründungen, die im Fol-
genden überblicksmäßig dar-
gestellt werden:

Bei Verschmelzung einer 
100-prozentigen Tochter- 
oder Enkelgesellschaft auf ih-
re Muttergesellschaft kön-
nen bisher obligatorische Be-
richtspflichten entfallen (Ver-
schmelzungsbericht des Vor-
stands; Prüfung durch den 
Verschmelzungsprüfer; Prüf-
bericht des Aufsichtsrats). In 
der übertragenden Gesell-
schaft kann auch eine Haupt-
versammlung unterbleiben.

Bei verhältniswahrenden 
Spaltungen können bisher 
obligatorische Berichtspflich-
ten entfallen (Spaltungsbe-
richt des Vorstands, Prüfung 
durch den Spaltungsprüfer, 
Prüfbericht des Aufsichtsrats). 

Aktionäre können in Zu-
kunft auf Prüfberichte des 
Aufsichtsrats gänzlich ver-
zichten. Um die frühzei-
tige Einbindung der Arbeit-
nehmervertreter in den Auf-
sichtsrat weiter zu gewähr-
leisten, ist der Vorstand nun 
verpflichtet, den Aufsichtsrat 

unverzüglich über geplante 
Verschmelzungen und Spal-
tungen zu informieren.

Verschmelzungs- und Spal-
tungspläne können nun auch 
in der Ediktsdatei (www.
edikte.justiz.gv.at) veröffent-
licht werden, wobei die Schal-
tungen Rechtsanwälte (und 
Notare) vornehmen können. 
Die Einreichung beim Fir-
menbuch und Veröffentli-
chung im Amtsblatt zur „Wie-
ner Zeitung“ kann dadurch 
unterbleiben. 

Börsenotierte Gesellschaf-
ten sind bei Verschmelzungen 
oder Spaltungen nicht mehr 
verpflichtet, Zwischenbi-
lanzen aufzustellen, sofern sie 
ihrer Verpflichtung zur Veröf-
fentlichung von Halbjahres-
finanzberichten gemäß § 87 
Börsegesetz nachkommen. 

Für Gläubiger gibt es eben-
falls eine Erleichterung: der in 
§ 15 Spaltungsgesetz bereits 
bestehende Anspruch auf Si-
cherheitsleistung gegenüber 
jenen Gesellschaften, die an 
der Spaltung beteiligt sind, 
kann nun gerichtlich durch-
gesetzt werden.  n

aktiengesellschaften: 
Neues Gesetz seit 2011.
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Erleichterungen l bei Umgründungen im Konzern



8 GEsEllschaftsREcht
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Die praktisch wichtigsten Ge-
sellschaftsformen sind die 
Gesellschaften bürgerlichen 
Rechts, offene Gesellschaften 
und Kommanditgesellschaf-
ten im Bereich des Personen-
gesellschaftsrechts sowie die 
Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung und Aktienge-
sellschaft im Bereich des Ka-
pitalgesellschaftsrechts und 
für Privatpersonen ganz be-
sonders wichtig – Vereine, die 
ideellen Zwecken dienen.

Allen Gesellschaften ist ge-
meinsam, dass deren Mitglie-
dern bestimmte Informati-
onsrechte zukommen, wobei 
die Transparenz und die in-
nerorganisatorischen Abläufe 
für Mitglieder unterschied-
lich ausgestaltet sind. Infor-
mationen und das Recht auf 
Information sind der wesent-
liche Kern für eine wirtschaft-
lich sinnvolle Ausübung des 
Mitgliedschaftsrechts. Ohne 
entsprechende Information 

über den Geschäftsgang ist 
die Beteiligung an einer Ge-
sellschaft ein „Blindflug“, der 
wirtschaftlich unangenehme 
Folgen nach sich ziehen kann.

Die Gesellschaft bürger-
lichen Rechts als einfachste 
Form der gesellschaftsrecht-
lichen Mindestorganisation 
verfügt nur über wenige ge-
setzliche Bestimmungen, die 
Einsichtsrechte und Informa-
tionsrechte der Mitglieder re-
geln. Die Rechnungslegung 
obliegt grundsätzlich dem Ver-
walter im Rahmen der ordent-
lichen Geschäftsführung. Im 
Rahmen der ordentlichen Ver-
waltung entscheidet mangels 
Bestellung eines Verwalters 
die Mehrheit der Gesellschaf-
ter. Die Gesellschafter haben 
Anspruch auf Rechenschaft 
über Einnahmen und Aus-
gaben und über den Haupt-
stamm (das Gesellschaftsver-
mögen im weiteren Sinne). Ei-
ne entsprechende Rechnungs-
legung hat jährlich zu erfol-
gen, jedes Mitglied ist zu jeder 
Zeit berechtigt, auf seine Ko-
sten in die Rechnung der Ge-
sellschaft einzusehen, d. h. die 
Vermögenslage zu prüfen, so-
weit dies nicht schikanös ge-
schieht.

Von wesentlicher Bedeu-
tung im geschäftlichen Ver-
kehr sind offene Gesellschaf-
ten (OG) und Kommanditge-
sellschaften (KG), wobei nach 
den gesetzlichen Bestim-
mungen ein geschäftsfüh-
render Gesellschafter (Kom-
plementär) verpflichtet ist, 
der Gesellschaft die erforder-
lichen Nachrichten zu geben 
sowie auf Verlangen über 
den Stand der Geschäfte Aus-
kunft zu erteilen und Rechen-
schaft abzulegen. Gegenstand 
der Information sind die er-
forderlichen Nachrichten, der 
Stand der Geschäfte sowie die 
Ablegung der Rechenschaft. 

Dem einzelnen Gesellschaf-
ter kommt in der offenen Ge-
sellschaft ein verhältnismä-
ßig weit gehendes Recht auf 
Information und Kontrolle 
zu. Der Gesellschafter kann 
die Bücher und Schriften der 
Gesellschaft einsehen und 
sich aus ihnen einen Jahres-
abschluss oder, wenn keine 
Rechnungslegungspflicht be-
steht, eine sonstige Abrech-
nung anfertigen oder die Vor-
lage eines solchen Abschlus-
ses fordern. Unter Bücher und 
Schriften sind die Aufzeich-
nungen im weiten Sinne zu 
verstehen, es kommt nicht 
darauf an, auf welchem Medi-
um die Informationen gespei-
chert sind. Die Regelungen 
sind weitestgehend disposi-
tiv, d. h. sie können parteien-
einvernehmlich abgeändert 
werden. Die Informations- 
und Kontrollrechte der Kom-
manditisten hingegen sind 
erheblich eingeschränkter. 
Der Kommanditist hat nur 
bei Vorliegen wichtiger Grün-
de ein außerordentliches Kon-
trollrecht, sonst nur Anspruch 
auf abschriftliche Mitteilung 
des Jahresabschlusses bzw. 
der Abrechnung.

Ganz anders ausgestaltet 
sind aufgrund des Wesens die-
ser Gesellschaft, die auch für 
börsenotierte Unternehmen 
zur Verfügung steht, Informa-
tionsrechte bei der Aktienge-
sellschaft. Die Kontrolle des 
vom Vorstand aufzustellenden 
Jahresabschlusses obliegt dem 
Abschlussprüfer und dem Auf-
sichtsrat. Dem einzelnen Ge-
sellschafter steht ein Buchein-
sichtsrecht nicht zu, er ist auf 
Informationen des Vorstandes 
bzw. des Aufsichtsrates ange-
wiesen. Allerdings kann eine 
Minderheit von 10 Prozent des 
Grundkapitals bei Gericht die 
Einleitung einer Sonderprü-
fung und Bestellung der Prü-

D 
 
as österreichische 

Gesellschaftsrecht als 
Recht der privatrechtli-
chen Personenvereini-
gungen, die zur Errei-
chung eines bestimmten 
gemeinsamen Zwecks 
durch Rechtsgeschäft 
begründet werden, 
kennt eine Vielzahl von 
Gesellschaftsformen, die 
unterschiedlich ausge-
staltet sind und für die 
verschiedenen erlaubten 
Zwecke, die verfolgt 
werden können, zur Ver-
fügung stehen. 

Gesellschaft: Informatio  ns- und Kontrollrechte
in
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Vielzahl l von Gesellschaftsformen
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Gesellschaft: Informatio  ns- und Kontrollrechte
fer verlangen, wenn die 
Hauptversammlung ei-
nen Antrag auf Bestel-
lung von Prüfern zur 
Prüfung eines Vor-
gangs bei der Grün-
dung bzw. eines nicht 
über zwei Jahre zu-
rückliegenden Vor-
gangs bei der Ge-
schäftsführung ab-
lehnt.

Die praktisch wich-
tigste Gesellschafts-
form im wirtschaft-
lichen Verkehr ist 
die Gesellschaft 
mit beschränk-
ter Haftung 
(GmbH). Das 
Gesetz sieht 
vor, dass der 
Gesellschaf-
ter 14 Tage 
vor der Prü-
fung und Be-
schlussfassung 
über den Jah-
resabschluss in 
der Generalver-
sammlung in die 
Bücher und Schrif-
ten der Gesellschaft 
Einsicht nehmen 
kann. Dieses Buchein-
sichtsrecht bezieht sich 
auf das Geschäftsjahr, des-
sen Abschluss Gegenstand 
der Beschlussfassung ist, al-
lenfalls auch auf das laufen-
de Geschäftsjahr. Im Rahmen 
des allgemeinen Informati-
onsrechts können auch Ab-
schlüsse früherer Jahre un-
ter bestimmten Vorausset-
zungen eingesehen werden. 
Nach der Rechtsprechung 
steht den Gesellschaftern ein 
weitergehendes allgemeines 
Einsichts- und Informations-
recht zu. Dieses Recht 
steht unter der Leitlinie 
des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes, d.h. 
das Recht darf nicht 

rechtsmissbräuchlich aus-
geübt werden. Rechtsmiss-
bräuchlichkeit ist etwa 
dann gegeben, wenn der 

Gesellschafter die Erlangung 
von Geschäftsinformationen 
anstrebt, die er für ein Kon-
kurrenzunternehmen benö-
tigt und verwenden will.

All diesen Informations-
rechten ist gemeinsam, dass 
diese auch gerichtlich durch-
gesetzt werden können, 
wenn dem einzelnen Gesell-
schafter Informationen zu 
Unrecht verwehrt werden.

Praktisch wesentlich sind 
Kontrollrechte in Vereinen. In 
jeder Mitgliederversammlung 

sind die Mitglieder über die 
Tätigkeit und die finanzi-

elle Gebarung des Vereins 
zu informieren. Die-

ser Tätigkeitsbericht 
hat allgemein über 

den üblichen Ge-
schäftsablauf, ins-

besondere über 
außergewöhn-
liche Tatsa-
chen, Vorgänge 
und Gescheh-
nisse, über ge-
setzte oder ge-
plante Vereins-
maßnahmen so-
wie über Fragen 

der Rechnungsle-
gung zu informie-

ren. Das Vereinsge-
setz gewährt einzelnen 
Mitgliedern kein jeder-
zeitiges Informations-
recht, nur eine Minder-
heit von einem Zehn-
tel der Mitglieder ist 
berechtigt, auch au-
ßerhalb der Mitglie-

derversammlung In-
formationen vom Lei-

tungsorgan über die Tä-
tigkeit und finanzielle 

Gebarung des Vereins zu 
fordern.  n

Vielzahl l von Gesellschaftsformen

mit RECHT
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Gemäß einer Änderung des 
Einkommensteuergesetzes 
(§ 29 Z 2 iVm §§ 30 ff EStG) wer-
den als steuerliche Maßnah-
men des Sparpakets (Stabili-
tätsgesetz 2012) Gewinne aus 
der Veräußerung privater Lie-
genschaften ab 1. April 2012 un-
befristet besteuert. Nunmehr 
– maßgeblich ist, ob die Wil-
lensübereinkunft der Vertrags-
parteien nach dem 31. März 
2012 lag – können Grundstü-
cke und Gebäude selbst dann 
nicht mehr steuerfrei verkauft 
werden, wenn diese vor über 
zehn Jahren (bisherige „Spe-
kulationsfrist“) erworben wur-
den. Private Liegenschaftsver-
äußerungen, mit Ausnahme 
der Hauptwohnsitze und selbst 
hergestellten Gebäuden, wer-
den somit immer ertragssteu-
erpflichtig sein.

Bei Immobilien im Privatver-
mögen, die nach dem 31. März 
2012 veräußert werden, ist zwi-
schen „steuerverfangenen Im-
mobilien“, die vom Veräußerer 
ab dem 1. April 2002 (bzw. ab 
dem 1. April 1997, falls eine Teil-
absetzung für Herstellungs-
aufwendungen in Anspruch 
genommen wurde) entgeltlich 
angeschafft wurden, und „Alt-
grundstücken“ zu unterschei-
den. Bei Schenkungen ist auf 
den Anschaffungszeitpunkt 
des Rechtsvorgängers abzu-
stellen. Steuerverfangene Im-
mobilien, die nach dem Stich-
tag erworben wurden, unter-
liegen einer einheitlichen Im-
mobilienertragsteuer in Höhe 
von 25% des Veräußerungsge-
winns, also der Differenz zwi-

schen Anschaffungskosten 
und Verkaufspreis. Steuermin-
dernd wirken sich Instandset-
zungs- und nachträgliche Her-
stellungsmaßnahmen aus. Gel-
tend gemachte Absetzbeträge 
von Anschaffungs- und Her-
stellungskosten einschließlich 
jener AfA, welche bei der Be-
rechnung der besonderen Ein-
künfte abgezogen worden ist, 
sowie offene Teilabsetzbeträge 
für Instandsetzungsaufwen-
dungen müssen hinzugerech-
net werden. Nach zehn Jah-
ren Behaltedauer kann ein In-
flationsabschlag, der den steu-
erpflichtigen Veräußerungs-
gewinn mindert, in Höhe von 
2 % pro Jahr, höchstens jedoch 
50 %, geltend gemacht werden. 
Bei maximalem Inflationsab-
schlag beträgt der effektive 
Steuersatz somit 12,5 %.

Bei nicht steuerverfangenen 
Altgrundstücken, die vor dem 
1. April 2002 (bzw. im Falle von 
geltend gemachten Teilabset-
zungen gem § 28 Abs. 3 EStG 1. 
April 1997) als Stichtag erwor-
ben wurden, wird pauschal der 
Veräußerungserlös (tatsäch-
licher erzielter Kaufpreis) be-
steuert, und zwar 3,5 % vom 
Veräußerungserlös bzw. 15 % 
vom Veräußerungserlös, wenn 
nach dem 1. Jänner 1988 ei-
ne Umwidmung von Grün- in 
Bauland stattgefunden hat.

Über Antrag kann die Be-
steuerung abweichend davon 
mit 25 % vom tatsächlichen 
Veräußerungsgewinn oder die 
Veranlagung mit dem Einkom-
mensteuertarif erfolgen.

Verluste aus Immobilien-
verkäufen, welche einerseits 
bei negativen Marktentwick-
lungen möglich sind, anderer-
seits bei der Veräußerung ent-
stehen können, weil der voran-
gegangene Kauf mit Anschaf-
fungsnebenkosten (in der Re-
gel etwa 10 % des Kaufpreises: 
Grunderwerbsteuer, Grund-
buchseintragungsgebühr, 
Makler-, Vertragserrichtungs-

kosten) verbunden war, sind 
nicht mit anderen Einkünften 
ausgleichsfähig. Solange der 
Wertzuwachs der Immobilie 
nicht zumindest die Anschaf-
fungsnebenkosten übersteigt, 
führt die Veräußerung zu Ver-
lusten.

Befreiung 

Keine Immobilien-Ertragsteu-
er fällt an, wenn der in der Pra-
xis wichtige Ausnahmetatbe-
stand des Hauptwohnsitzes 
erfüllt ist. Dafür ist Vorausset-
zung, dass das Eigenheim oder 
die Eigentumswohnung dem 
Veräußerer
1. seit der Anschaffung und 

mindestens zwei Jahre 
durchgehend oder – und das 
ist neu – 

2. innerhalb der letzten zehn Jah-
re vor der Veräußerung min-
destens fünf Jahre als Haupt-
wohnsitz gedient haben.
Eine weitere Steuerbefrei-

ung ist auch für selbst herge-
stellte Gebäude gegeben. Die-
se Gebäude dürfen aber in den 
letzten zehn Jahren vor Veräu-
ßerung nicht zur Erzielung von 
Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung verwendet 
worden sein.

Entrichtung der Steuer

Um mögliche Steuerhinterzie-
hungen zu verhindern, sind 
Parteienvertreter (beispiels-
weise Rechtsanwälte als Ver-
tragserrichter), die mit der 
Selbstberechnung der Grund-
erwerbsteuer beauftragt wor-
den sind, zur Berechnung und 
Abführung der Immobiliener-
tragsteuer an das Finanzamt 
verpflichtet. Die Meldung und 
Abfuhr der Immobilien-Er-
tragssteuer hat durch den Par-
teienvertreter  spätestens am 
15. Tag des auf den Kalender-
monat des Zuflusses zweitfol-
genden Kalendermonats zu er-
folgen.  n

Immobilien-Verkaufsgewinne l neu besteuert

Immobilienbesteuerung
ge
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it 1. April 2012 

traten in Österreich 
neue Regelungen be-
züglich der Besteuerung 
von Immobilien-Ver-
kaufsgewinnen in Kraft. 
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Doch nicht nur per E-Mail 
erreicht uns sogenannter 
„Spam“ (wörtlich: „Dosen-
fleisch“), sondern auch durch 
unsere Faxgeräte. Ein Klassi-
ker hierbei ist das Angebot, in 
einem Branchenbuch einge-
tragen zu werden. Regelmä-
ßig landen solche Angebote 
im Fax (zu unserem Bedau-
ern auch bei Rechtsanwalts-
kanzleien). Solche Angebote 

sind allerdings mit Vorsicht 
zu betrachten: Oftmals ist die 
Bestellung genauso sinnvoll 
und allfällige Zahlungen ge-
nauso gut angelegt, wie beim 
Erben des verstorbenen afri-
kanischen Bankdirektors.

Woran erkennt man solche 
„Spam“-Faxe: 

Vertragspartner: Oftmals 
ist ein Vertragspartner nicht 
erkennbar. Es ist oftmals kein 
Name einer natürlichen Per-
son oder Gesellschaft (Zusatz 
zB. GmbH oder AG) erkenn-
bar. Oft sind die Namen nur 
„Branchenbuch Oberöster-
reich“ oder „Branchen Seiten 
Österreich“.

Das Angebot kommt per 
Fax und wird wiederum per 
Fax bestätigt. Andere Rück-
meldeformen, wie Post oder 
E-Mail, sind nicht vorgese-
hen und werden nicht ange-
boten.

Für die Rücksendung wird 
eine Frist gesetzt, welche oft-
mals verhältnismäßig kurz, 
in der Regel unter zwei Wo-
chen liegt. 

Beim Preis findet sich zu-
weilen der Hinweis, der 

Grundeintrag oder Erstein-
trag sei kostenlos. Im Klein-
gedruckten findet sich dann 
eine Gebühr für eine be-
stimmte Dauer, beispielswei-
se ein Jahr oder Monatsbei-
träge über einen bestimm-
ten Zeitraum.

Die gesamte Gebühr über 
die voll Laufzeit ist sofort fäl-
lig. So wird beispielsweise bei 
einer monatlichen Gebühr 
über zwei Jahre der gesamte 
Betrag für sämtliche 24 Mo-
nate laut Text im Kleinge-
druckten sofort fällig.

Im Telefax sind Ihre Fir-
mendaten zumindest zum 
Teil bereits angeführt. Oft-
mals finden sie sich bereits 
auf den Homepages, bevor 
die Daten überhaupt bestä-
tigt wurden. 

Bei solchen Angeboten ist 
äußerste Vorsicht gegeben, 
es sollte klar sein, dass es sich 
hier in aller Regel um „Spam“ 
handelt. 

Sollten Sie dennoch bereits 
ein entsprechendes Fax aus-
gefüllt und retourniert ha-
ben, erhalten Sie in aller Re-
gel recht schnell eine Rech-
nung des vermeintlichen 
Vertragspartners. Ob diese 
Forderung bezahlt werden 
muss, ist im Einzelfall zu prü-
fen. Lassen Sie sich jedenfalls 
nicht von solchen Gaunerei-
en ins „Bockshorn“ jagen. n

J 
 
eder von uns kennt 

diese E-Mails, die stän-
dig in unseren Inboxen 
landen: Die Angebote 
zur Vergrößerung des 
männlichen Egos, der 
endlich verstorbene – 
bislang aber unbekann-
te – Onkel aus Amerika, 
das unwiderstehliche 
Angebot des Erben ei-
nes afrikanischen Bank-
direktors, der bei einem 
Flugzeugabsturz ums 
Leben kam.

Spams l kommen auch durch das Fax-Gerät

Fax-Werbung

UnerWünschte 
fax-WerbUng: 

Wie kann man sich 
schützen?
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Vertrauen ist gut. Anwalt ist besser.

Vertrauen ist gut. Anwalt ist besser.

Auch Logos 
 haben Rechte.

www.kosch-partner.at
Vertrauen ist gut. Anwalt ist besser.

Kaufvertrag, Mietvertrag, 
 Ehevertrag, Arbeitsvertrag. 
Und Sie glauben, 
 Sie brauchen keinen Anwalt?


